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Verkehr/ Kommunaler Straßenbau 

 
Christopher Vogt: Die Koalition bittet die Bürger zur 
Kasse und bevormundet die Kommunen 
 
Zu dem von der Koalition eingebrachten Gesetzesentwurf zur Änderung der 
Regelung bei Straßenausbaubeiträgen sagt der verkehrspolitische Sprecher 
der FDP-Landtagsfraktion, Christopher Vogt: 
 
„Die Bürger zur Kasse bitten – das scheint das neue Konzept der Koalition 
zu sein. Um die vielen Wahlversprechen auch nur ansatzweise erfüllen zu 
können, verlangen SPD, Grüne und SSW höhere Steuern und Abgaben von 
den Bürgern. Das Signal der Koalition an die Kommunen lautet: Mehr Be-
vormundung, weniger Eigenverantwortung.  
 
Die schwarz-gelbe Koalition hatte den Kommunen freigestellt, ihre Bürger 
am Ausbau von Straßen finanziell zu beteiligen oder durch einen Beschluss 
der Kommune die Bürger von einer Beteiligung zu befreien. Viele Kommu-
nen, die finanziell gut gewirtschaftet haben, hatten so die Chance auf Entlas-
tung ihrer Bürger. Nach dem neuen Gesetzentwurf der Dänen-Ampel wären 
die Kommunen gezwungen, ihre Bürger künftig wieder am Straßenbau zu 
beteiligen.  
 
Paradoxerweise hatten sich SPD, Grüne und SSW bei einem anderen The-
ma genau gegensätzlich positioniert: Als es bei der Schülerbeförderung da-
rum ging, die Bürger an den Kosten zu beteiligen, hatten die jetzigen Koaliti-
onäre in der Opposition dafür gestimmt, diese Entscheidung den Kreisen zu 
überlassen. Diese Haltung ist für die FDP nachvollziehbar. Warum sie nun 
einen anderen Weg gehen wollen, müssen die Koalitionäre den Bürgern jetzt 
erklären.  
 
Der eingebrachte Gesetzentwürf macht einmal mehr deutlich, dass SPD, 
Grüne und SSW kein Vertrauen in die Kommunalpolitiker vor Ort haben. 
Statt die Eigenverantwortung der Kommunen zu stärken und den Politikern 
vor Ort die Entscheidung zu überlassen, sollen diese nun gezwungen wer-
den, ihren Bürgern in die Tasche zu greifen. Diese Aktion ist vermutlich die 
Vorbereitung auf einen Griff der Landesregierung in die kommunalen Kas-
sen. Der angekündigte neue Stil der Koalition ist ein schlechter Stil.“ 
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